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Segen und Fluch des 
Umlageverfahrens

Hans-Hagen Härtel

Beim Ausbau des m odernen W ohlfahrtsstaates und insbesondere bei der E inführung der 
autom atischen Anpassung von Sozialle istungen an die Expansion der E rwerbse inkom 

men wurden immer w ieder W arnungen laut, daß die Sozia lpolitiker ein Schönwettersystem  
etabliert hätten, zu dessen Funktionsbedingungen ungebrochenes W irtschaftswachstum  ge
höre und das bei S tagnation nicht m ehr zu finanzieren sei. Dam als dachte man in erster Linie 
an das W irtschaftswachstum , das aus dem  Anstieg der A rbeitsproduktivitä t -  gem essen am 
Produktionsergebnis je  A rbeitskraft -  gespeist wird. Dagegen waren die Veränderungen der 
Erwerbsbevölkerung zunächst kaum im Blick.

Nun ist die Rate des Produktivitä tsfortschritts von rund 4,5 % in den sechziger Jahren auf 
unter 2 %  in den achtziger Jahren zurückgegangen. Im Gebälk der sozialen S icherung 
knirscht es seitdem  zwar ständig, aber das System  ist noch nicht zusam m engebrochen. Die 
Sozialpolitiker spüren freilich seither nicht m ehr Rückenwind, sondern Gegenw ind und m üs
sen mehr Leistungsversprechen einkassieren als sie neue abgeben können.

Es wäre jedoch nur die halbe W ahrheit, wenn sich die Sozia lpolitiker als O p fe rd e r a llgem ei
nen W irtschaftspolitik  fühlten, der sie S tagnation und A rbeitslosigke it zuschreiben. Sie sind 
in erster Linie Opfer ihres eigenen Tuns, nämlich der G rundentscheidung, Leistungen der ge
setzlichen Sozialversicherung nach dem  Um lageverfahren zu finanzieren. Nach d iesem  Ver
fahren werden heute für die Zukunft versprochene Leistungen m it künftigen Sozialbeiträgen 
finanziert, während die laufenden Sozialbeiträge zur F inanzierung von laufenden Sozia lle i
stungen zur Verfügung stehen.

In der Privatw irtschaft, die über Versicherungen oder betriebliche System e ebenfalls Vor
sorgeleistungen bereitstellt, herrscht dagegen das Kapitaldeckungsverfahren vor. Nach d ie 
sem Verfahren m üssen künftige Leistungen aus laufenden Einkom m en angespart oder aus 
bestehenden Vermögen gedeckt werden, so daß diese zur F inanzierung von Konsum  nicht 
mehr verfügbar sind.

Nun vertreten die Sozialpolitiker die Auffassung -  und m anche Ö konom en bestärken sie 
darin - ,  daß die vollständige oder auch nur partie lle Um stellung auf das Kapitaldeckungsver
fahren in der gesetzlichen Sozialversicherung weder m achbar noch wünschbar sei. Und es 
gibt Ökonomen, die die These in Frage stellen, daß mit dem  Kapitaldeckungsverfahren ge
sam tw irtschaftlich überhaupt zusätzliches Vermögen gebildet werde. Nach ihrer Auffassung 
ersetzt die Ersparnis für die Zukunftsvorsorge nur Verm ögensbildung an anderer Stelle.

Auf diese Kontroverse soll an d ieser Stelle nicht e ingegangen werden. Es soll v ie lm ehr die 
Aufm erksam keit darauf gerichtet werden, daß sich beide Verfahren zum indest dadurch unter
scheiden, daß sie die E instellung der Sozialpolitiker un terschiedlich prägen. Das Um lagever
fahren begünstigt die Neigung, ungedeckte W echsel in der Hoffnung auszustellen, daß die 
Zukunft für Deckung sorgen werde. Insbesondere ist die Versuchung groß, neue Bevölke
rungsgruppen m it großzügigen Leistungsversprechen in die gesetzliche Sozialversicherung 
zu locken, um über m ehr Sozialbeiträge zur Finanzierung laufender Sozialle istungen verfü 

gen zu können.
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Die Erwartung, daß großzügige Leistungsversprechen in der Zukunft aus hohen E inkom 
m enszuwächsen finanziert werden können, kann sich nicht nur deshalb als trügerisch erw ei
sen, weil sich die erhofften Produktivitätszuwächse nicht einstellen, sondern auch deshalb, 
weil die Bürger nicht bereit sind, einen höheren Anteil ihres gestiegenen Einkom m ens als So
zia lbe iträge abzuführen.

Enttäuschte Erwartungen sind nicht allein deshalb mißlich, weil Leistungsversprechungen 
zurückgenom m en werden müssen. Sie verbrauchen auch das w ichtigste Kapital, das die ge
setzliche Sozialversicherung gegenüber den privaten Anbietern von Vorsorgeleistungen ge
nießt, näm lich den Vertrauensvorschuß in die Verläßlichkeit und S icherheit der Leistungsver
sprechen. Der Ärger der Bevölkerung über die Leistungskürzungen im G esundheitswesen 
resultiert verm utlich weniger aus dem M angel an Einsicht, daß die gesetzlichen Krankenkas
sen keine „Luxus“ -, sondern nur eine Grundversorgung finanzieren können und auch auf 
Selbstbeteiligung angew iesen sind. W ichtiger erscheint d ie Erschütterung des Vertrauens in 
Sozialpolitiker, die noch vor einem Jahrzehnt den Leistungskatalog zu e iner kostenlosen „L u 
xusversorgung" ausgebaut hatten. Kein privater A nbieter könnte und würde sich einen so l
chen Um gang mit seinen Kunden leisten.

Die Bew ährungsprobe für das auf dem  Um lageverfahren basierende System der sozialen 
S icherung steht freilich noch bevor. Schönwetterperioden für das Um lageverfahren sind näm 
lich weniger Phasen m it hohem W irtschaftswachstum  als Phasen m it hohem Bevölkerungs
wachstum . Ein hohes B evö lke rungsw achstum -genaue r: ein starker Anstieg der Anzahl der 
B eitragszahler -  m acht das Um lageverfahren gegenüber dem Kapitaldeckungsverfahren a t
traktiv, weil ständig m ehr Beitragszahler nachwachsen, als Le istungsem pfänger zu versor
gen sind. Dagegen entsprechen die „B e iträge“ , mit denen beim Kapitaldeckungsverfahren 
das zur Finanzierung der Sozialle istungen erforderliche Kapital angespart wird, den Beiträ
gen einer konstanten (stationären) Bevölkerung im Falle des Um lageverfahrens. Bei S tagna
tion der Bevölkerung geht som it der Vorsprung des Um lageverfahrens verloren, und bei 
Schrum pfung der Bevölkerung kehrt er sich in einen Nachteil um.

Bei Schrum pfung der Bevölkerung entsteht also ein doppelter Problem druck. Zum einen 
m üssen zur W iederherste llung des finanziellen G leichgew ichts Beitragssatzerhöhungen 
und/oder Le istungskürzungen durchgesetzt werden. Zum  anderen bildet sich ein Rentabili
tätsgefä lle zu Lasten der gesetzlichen Sozialversicherung und zugunsten der privaten Anb ie
ter heraus. Dies G efälle w irkt sich natürlich nur insoweit aus, wie die Bürger W ahlm öglichkei
ten haben. Diese sind bei der A lterssicherung sehr eingeschränkt, w enngleich man auch hier 
den Erfindungsreichtum  der privaten W irtschaft zu unterschätzen pflegt (z. B. durch A usw ei
chen auf nicht sozia lversicherungspflichtige Tätigkeiten oder durch Schaffung von berufs
ständischen Versorgungswerken).

Dagegen ist der Abwanderungsprozeß in der gesetzlichen Krankenversicherung schon 
längst im Gange. Er spielt sich zunächst vor allem  innerhalb des System s in der W eise ab. 
daß sich auf der einen Seite Kassen m it „gu ten “ Risiken (junge und gut verdienende Er
werbstätige) und niedrigen Beitragssätzen und auf der anderen Seite Kassen mit „sch lech
ten “ Risiken (alte und wenig verdienende M itglieder) und hohen Beitragssätzen gegenüber
stehen. Darüber h inaus w ird sich aber auch der Anreiz zur Abwanderung der „gu ten“ Risiken 
von den gesetzlichen Krankenkassen zu den privaten Versicherungen verstärken. Auch hier 
schlägt bei schrum pfender Bevölkerung der Vorteil des Um lageverfahrens in einen Nachteil 
um. W ährend näm lich beim  Um lageverfahren die m it dem  A lter stark steigenden G esund
heitsaufwendungen von einer schrum pfenden Zahl von jungen Beitragszahlern aufgebracht 
werden m üssen, steht beim Kapitaldeckungsverfahren hierfür Vermögen zur Verfügung, das 
die A lten in jungen Jahren selbst aufgebracht haben.

Es ist deshalb verständlich, daß sich die Sozialpolitiker a ller Parteien inzw ischen zu einer 
großen Koalition zusam m enschließen. Man muß dies insofern begrüßen, als dam it der ru i
nöse W ettbewerb der Parteien um Leistungsversprechen begrenzt wird. Zu befürchten ist je 
doch, daß dieser großen Koalition vor allem  ein Rückgriff auf den Fiskus, d. h. die Subventio
nierung der gesetzlichen Sozialversicherung, oder Maßnahmen zur E inschränkung der 
W ahlfre iheit der Bürger einfallen werden.
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